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FREIE WÄHLER  
 

. Für ein starkes und gesundes Bayern. Florian Streibl. 
 

Florian Streibl MdL  
  

Oberammergau / München. Florian Streibl, MdL und Parlamentarischer Geschäftsführer der 
FREIEN WÄHLER im Bayerischen Landtag 
03.09.2018 
 

    Damoklesschwert „Strebs“ 
 
Durch die Initiative der FREIEN WÄHLER Landtagsfraktion wurde die 
Straßenausbaubeitragsatzung (STRABS) abgeschafft. „Doch noch immer 
schwebt das Damoklesschwert der Strebs über den Straßenanliegern“, hebt 
der FREIE WÄHLER Landtagsabgeordnete  Florian Streibl hervor. Das 
bedeutet, dass hunderttausende fürchten müssen für die Ersterschließung von 
noch nicht fertiggestellten Straßen die vor Jahrzehnten gebaut wurden zu 
Beitragszahlungen (Strebs) herangezogen zu werden. Aus diesem Grund hat 
die Hausgemeinschaft des neu gebauten  Familienviertels an der 
Krankenhausstraße im Ortsteil Garmisch, den Politiker eingeladen um mit ihm 
über diese Befürchtungen zu sprechen. „ Das ist ja eine Zeitbombe für die 
Bürger*innen, wenn man nicht genau weiß, wann kommt das daher“, sagt Lisa 
Rühl, als Vertreterin der Anwohner*innen. Konkret geht es um die 
Krankenhausstraße die am ehemaligen alten Garmischer Krankenhaus, neben 
der Grundschule an der Krankenhausstraße  vorbeiführt und etwa 1961 
erschlossen wurde. Rühl spricht, „ von einer Belastung, wenn man nicht weiß 
ob es nicht doch noch auf einen zukommt.“ Die FREIE WÄHLER 
Landtagsfraktion hat aus diesen Gründen einen  Dringlichkeitsantrag  an die 
Bayerische Staatsregierung gestellt in dem diese aufgefordert  wird, darauf 
hinzuwirken, damit schon jetzt die Anlieger von Straßen , deren technische 
Herstellung vor mehr als 25 Jahren begonnen wurde, von der Ehrhebung von 
Erschließungsbeiträgen befreit werden und dass die Kommunen für 
Betragsausfälle in vollem Umfang entschädigt werden. „ In der Zwischenzeit 
soll die Staatsregierung den Kommunen umgehend Vollzugshinweise geben, 
wonach bis zum 1. April 2021 nur die Straßen hergestellt werden müssen, 
deren Zustand bauliche Maßnahmen dringend  erforderlich machten und damit 
Rechtssicherheit herstellen,“ unterstreicht Streibl.   

 
 
  


